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(hhd) Am 16. und 17. September 2014 
diskutierten Referenten und Teilneh-
mer das Thema „Arbeitskräftemangel 
in der Pflege – was können Kommunen 
tun?“ in einer Veranstaltung, zu der die 
Konrad-Adenauer-Stiftung nach Wes-
seling bei Köln eingeladen hatte. Allen 
war bewusst, dass sie das seit über 40 
Jahren immer wieder auftretende und 
diskutierte Problem des Fachkräfte-
mangels nicht ad hoc lösen könnten, 
zumal die Hintergründe, die diesen 
Mangel ausgelöst und verstärkt haben, 
nicht öffentlich benannt werden: 
� Der Strukturwandel im Kranken-

hauswesen mit 3-Schicht-Diensten, 
� Umbau der Stationen zu kleineren 

Einheiten, 

Viel Kleines kann ein Großes geben 
Ohne ehrenamtliche Hilfe geht es nicht mehr 
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Anita Steininger

Liebe Leser und Leserinnen,

der Personalmangel in der Pflege 
wird seit vielen Jahren mehr oder 
weniger intensiv beklagt. Als er-
folgversprechend wurde die Ein-
führung der Pflegeversicherung 
angesehen, weil durch deren Mittel 
mehr Pflegebedürftige möglichst 
lange in ihrer häuslichen Umge-
bung bleiben können sollten. 

Das war und ist ein Trugschluss, 
denn pflegen kann eben nicht jeder. 
Neue Konzepte müssen her und 
wurden inzwischen auch entwi-
ckelt, wie dem nebenstehenden Be-
richt zu entnehmen ist. Die Kom-
munen – aber auch die Pflegediens-
te und Pflegeeinrichtungen –sind 
gefordert, Initiative zu ergreifen. 
Die Politik kann nur Rahmenbe-
dingungen schaffen, mit denen 
Initiativen erleichtert werden. Zu-
packen muss jeder Pflegedienst, 
jede Pflegeeinrichtung und jede 
Kommune selbst. Nachbarschafts-
hilfe und ehrenamtliche Tätigkeit 
ist gefragt und gefordert. Beides 
darf nicht dazu führen, dass der 
Helfer letztlich draufzahlt, weil 
seine Kosten nicht erstattet wer-
den. 

Besten Gruß 
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� kürzere Liegezeiten der Patienten, 
die nach der Entlassung aus dem 
Krankenhaus ambulant von Pflege-
diensten betreut werden müssen, 

� Abbau der zentralen Bettenreini-
gung, aufgrund dessen Betten wie-
der – oft auch von Pflegefachkräf-
ten – auf den Stationen aufbereitet 
werden, 

� Reduzierung von Ausbildungsplät-
zen sind Faktoren, aufgrund derer 
weniger ausgebildete Pflegefach-
kräfte zur Verfügung stehen. 

Diese Strukturveränderungen werden 
auch zukünftig nicht rückgängig ge-
macht werden können. Was also tun?
Deutlich ist der Hinweis im § 3 SGB 
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XI vom 26. Mai 1994. Dort heißt es 
unter Vorrang der häuslichen Pflege:
„Die Pflegeversicherung soll mit ih-

ren Leistungen vorrangig die häusli-

che Pflege und die Pflegebereitschaft 

der Angehörigen und Nachbarn unter-

stützen, damit die Pflegebedürftigen 

möglichst lange in ihrer häuslichen 

Umgebung bleiben können. Leistun-

gen der teilstationären Pflege und der 

Kurzzeitpflege gehen den Leistungen 

der vollstationären Pflege vor.“
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Diese Herausforderung nehmen die 
Kommunen zunehmend an, wie sich 
in den Gesprächen zeigte. Zunächst 
betonte Reiner Limbach, Beigeordne-
ter des Landkreistages NRW, die mehr 
oder weniger bekannten Daten der de-
mographischen Entwicklung und die 
Notwendigkeit der regionalen Erfas-
sung der Pflegebedürftigkeit. Weiter-
hin betonte er die Wiedereinführung 
des Umlageverfahrens für die Ausbil-
dung in der Altenpflege sowie die 
Notwendigkeit struktureller Maßnah-
men ebenso wie Imagekampagnen für 
die Pflegeberufe. 

Eigeninitiative ergreifen
Christoph Treiß, Geschäftsführer des 
Landesverbands freie ambulante 
Krankenpflege NRW e. V., stellte fest, 
dass der Arbeitskräftemangel in der 
Pflege bleibe. Zu den Möglichkeiten 
der kommunalen Steuerung gehörte 
eine engere Verzahnung der Versor-
gungsstrukturen. Ein inzwischen be-
währtes Medium sei die Pflegeüberlei-
tung, aufgrund derer die Übernahme 
eines Pflegebedürftigen von einem 
Pflegedienst in den anderen erleichtert 
werde. Pflegedienste sollten sich spe-
zialisieren und vernetzen. Gefordert 
sei ein Management regional bedarfs-
gerechter Wohn- und Pflegekonzepte. 
Dazu gehören Bestandsaufnahmen 
und in deren Folge Bedarfsplanung 
und Angebotssteuerung der Pflege-
dienste, um ein Überangebot bzw. 

Versorgungslücken zu vermeiden. 
Pflegedienste könnten sich besser pro-
filieren, wenn sie eine Pflegeberatung 
leisten, die über den Inhalt § 37 Abs. 3 
SGB XI hinausgehen. 

Werte gemäß Artikel 1 Abs. 1 
Grundgesetz umsetzen
Jörg Marx und Oskar Dierbach stell-
ten als Praxis-Beispiel die Dialog-Of-
fensive Pflege der Stadt Mülheim a.d. 
Ruhr vor. Erste Impulse zu dieser Ini-
tiative stammten aus der Kommunalen 
Pflegekonferenz im Jahre 2009. Es 
entwickelte sich im Lauf der Zeit eine 
Arbeitsgruppe aus inzwischen 50 Per-
sonen, die in dreijähriger Arbeit be-
züglich der Qualität der Pflege in Mül-
heim die „Mülheimer Erklärung zur 
Lebensqualität und Menschenwürde 
der Pflegebedürftigen und der sie Pfle-
genden“ erarbeitete. Die Initiatoren 
verstehen diese Erklärung als Denkan-
stoß zum Wertewandel in Richtung 
mehr Menschlichkeit im Umgang mit-
einander. Pflege(fach)kräfte sollten 
ihre Arbeit wieder als sinnstiftend und 
professionell erleben können. Die Ini-
tiatoren der Dialog-Offensive-Pflege 
fordern, dass die Pflege mehr gesell-
schaftliche Anerkennung erfahren und 
entlastet werden müssten. Insofern 
heißt es in den Eckpunkten der Dia-
log-Offensive Pflege u. a.:
„Die Dialog-Offensive-Pflege fordert 

zur Solidarität auf und folgt der Er-

kenntnis, dass Pflege eine gesamtge-

sellschaftliche Aufgabe ist, die mittel- 

oder unmittelbar alle Menschen be-

trifft.“ 

Die komplette Erklärung und weitere 
Informationen sind zu beziehen über: 
Jörg Marx, Stadt Mülheim a. d. Ruhr, 
E-Mail: joerg.marx@muelheim-ruhr.
de). 

Der letzte große gesellschaftliche 
Wertewandel, der im Lauf der Zeit zu 
sozialer Kälte führte, trat in der dama-
ligen BRD nach 1983 ein. Die Mülhei-
mer Erklärung gibt Anlass zur Hoff-
nung, dass diese und ähnliche Initiati-
ven zumindest lokal einen Wertewan-
del zu mehr mitmenschlicher Solidari-
tät in alle Richtungen anregen können.

Öffentliche Anerkennung pflegender 
Angehöriger
Die 1. stellvertretende Landrätin des 
Landkreises Soest, Irmgard Soldat, 
geht einen anderen Weg der Anerken-
nung von Pflege. Eine ihrer Initiativen 
ist der sogenannte „Pflegestern“ (in 
Silber), der 2015 nebst einem Gut-
schein über 150,00 € und einer Urkun-
de zum 10. Mal an Bürger verliehen 
wird, die ihre Angehörigen oft über 
Jahre hinweg pflegen, eben weil sie 
sich unentgeltlich engagieren und von 
anderen Stellen keine Ehrung erhalten 
haben. Sie weiß, dass sie auf diesem 
Weg den Pflegepersonalmangel nicht 
beheben kann. Die pflegenden Ange-
hörigen empfinden den öffentlichen 
Dank als Auszeichnung, die sie für 
manche bittere Stunde der Lebenssitu-
ation entschädigt. 
Natürlich kamen noch andere Anre-
gungen zur Sprache, wie pflegebe-
dürftigen Menschen und deren Ange-
hörigen geholfen werden könnte. Hier 
geht es aber um Modelle, die den Be-
troffenen so und/oder ähnlich in ande-
ren Regionen zeigen, dass ihre Nöte, 
Sorgen und gesamtgesellschaftliche 
Leistung wahrgenommen werden. 
Und auch darum geht es in der Pflege.

Kontakt u. Informationen:

Frau Dr. Mechthild Scholl
Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.
Bildungszentrum Schloss Eichholz
Urfelder Straße 221
50389 Wesseling
www.kas.de

Neue Anschrift ab 01.01.2015 

Rathausallee 12 
53757 Sankt Augustin 
Tel. 02241-246-0 n

© Initiative Echte Soziale Marktwirtschaft (IESM)_
pixelio.de


